Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/58 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Böhme, Müller (Remscheid) 
und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Arbeitsförderungsgesetz (AFG) vom 25. Juni 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 582) wird wie folgt geän- 
dert und ergänzt: 

In § 44 Abs. 2 Satz 2 wird hinter den Worten 
„der dem Gesetz beigefügten Tabelle;" folgender 
Halbsatz eingefügt: 

„im zweiten Halbjahr vermehrt um 4 vom Hundert, 
im dritten Halbjahr vermehrt um 8 vom Hundert, 
im vierten Halbjahr vermehrt um 12 vom Hundert, 


im fünften Halbjahr vermehrt um 16 vom Hundert, 
im sechsten Halbjahr vermehrt um 20 vom Hundert 
der Tabellensätze;". 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf seine 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. 


Bonn, den 11. November 1969 


Dr, Böhme 
Müller (Remscheid) 

Dr. Götz 
Müller (Berlin) 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/58 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung 


Die Umschulung von Arbeitskräften aus Berufen, in 
denen ein Überangebot besteht, in gefragte Berufe 
wird nicht zuletzt dadurch gehemmt, daß das wäh- 
rend der Ausbildungszeit von der Bundesanstalt für 
Arbeit gezahlte Unterhaltsgeld für die gesamte Zeit 
der Umschulung konstant ist. Die im Laufe der Um- 
schulungszeit durch Tarifabsprachen eintretende Er- 
höhung des Arbeitsentgeltes der Berufsgruppe 
schlägt sich im Unterhaltsgeld nicht nieder, da das 
Arbeitsentgelt des Umschülers, das für die Berech- 
nung des Unterhaltsgeldes nach der Tabelle zu § 44 
Abs. 2 AFG zugrunde gelegt wird, Veränderungen 
während der Umschulungszeit nicht berücksichtigt. 

Das Unterhaltsgeld in Höhe von 120 v. H. des Arbeits- 
losengeldes = 80 V. H. des letzten Arbeitsentgeltes 
kann allgemeine Preiserhöhungen nur in begrenztem 
Umfange auffangen. Dies dürfte sich einerseits nach- 
teilig auf die Bereitschaft zur Umschulung auswir- 
ken, andererseits veranlaßt es einen nicht zu über- 
sehbaren Teil der Umschüler, die Umschulung abzu- 
brechen und wieder in ihrem alten Beruf tätig zu 
werden, sobald durch Tariferhöhungen das Lohn- 
niveau dieser Berufe steigt. 

Dieses Hemmnis kann durch eine Steigerung des 
Unterhaltsgeldes abgebaut werden. Unter den ver- 
schiedenen Möglichkeiten eines solchen Ausgleiches 
ist demjenigen der Vorzug zu geben, der der Aus- 


zahlungsstelle, nämlich der Bundesanstalt für Ar- 
beit, die wenigste zusätzliche Verwaltungsarbeit 
bringt. Dies gilt für den Fall, daß der Erhöhungsbe- 
trag automatisch in vorher festliegenden Prozent- 
sätzen und für festgesetzte Zeiträume gewährt wird. 
Dadurch würde es der Bundesanstalt für Arbeit 
ermöglicht, bei der erstmaligen Festlegung des Un- 
terhaltsgeldes die entsprechenden Merkmale für die 
Auszahlung und die spätere Steigerung der elektro- 
nischen Datenverarbeitung zusammen einzugeben. 
Dementsprechend sieht der Gesetzentwurf eine 
jeweils vierprozentige Steigerung des Unterhaltsgel- 
des nach jeweils sechs Monaten vor. Eine jährliche 
Steigerung des Unterhaltsgeldes um acht v. H. 
mag in manchen Jahren hinter den wirklichen Tarif- 
erhöhungen Zurückbleiben bzw. sie überschreiten. 
Bei einer gebiets- und branchenweisen unterschied- 
lichen Tarifpolitik dürfte eine genauere Festlegung 
des Steigerungssatzes nicht möglich sein. Zu berück- 
sichtigen ist auch, daß bei einem konstant bleiben- 
den Unterhaltsgeld von 120 v. H. des Arbeits- 
losengeldes der Lebensstandard während der Um- 
schulungszeit absinken könnte und auch schon aus 
diesem Grunde, gestaffelt nach der Dauer der Aus- 
bildungszeit, angebracht ist. 

Finanzielle Auswirkungen für den Bundeshaushalt 
ergeben sich nicht, da die Zahlungen aus Mitteln der 
Bundesanstalt für Arbeit zu leisten sind. 
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